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543. Bundesgesetz: Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, des Heeresversorgungsgesetzes,
des Opferfürsorgegesetzes und des Bundesgesetzes über die Gewährung von Hilfelei-
stungen an Opfer von Verbrechen
(NR: GP XVI RV 53 AB 86 S. 16. BR: AB 2753 S. 438.)

544. Bundesgesetz: Änderung des Angestelltengesetzes, des Gutsangestelltengesetzes und des Landar-
beitsgesetzes
(NR: GP XVI RV 46 AB 88 S. 16. BR: AB 2755 S. 438.)

545. Bundesgesetz: 2. Marktordnungsgesetz-Novelle 1983
(NR: GP XVI IA 51/A AB 105 S. 16. BR: AB 2756 S. 438.)

5 4 3 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1983,
mit dem das Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, das Heeresversorgungsgesetz, das
Opferfürsorgegesetz und das Bundesgesetz
über die Gewährung von Hilfeleistungen an

Opfer von Verbrechen geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 594/1981, wird wie folgt geändert:

1. Der im § 12 Abs. 2 erster Satz und die im § 42
Abs. 3 sowie im § 46 Abs. 2 angeführten und
unter Bedachtnahme auf § 63 mit Wirksam-
keit vom 1. Jänner 1984 vervielfachten
Beträge sind um 30 S zu erhöhen.

2. Die sich aus § 46 Abs. 1 im Zusammenhang
mit § 63 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1984
ergebenden Beträge sind um 30 S zu erhöhen.

3. § 54 a Abs. 3 hat zu entfallen.

Artikel II

Das Heeresversorgungsgesetz, BGBl.
Nr. 27/1964, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 226/1980, wird wie folgt geändert:

§ 59 Abs. 3 hat zu entfallen.

Artikel III

Das Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 650/1982, wird wie folgt geändert:

Die im § 11 Abs. 5 angeführten und unter
Bedachtnahme auf § 11 a mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 1984 vervielfachten Beträge sind um 30 S
zu erhöhen.

Artikel IV

Das Bundesgesetz über die Gewährung von Hil-
feleistungen an Opfer von Verbrechen, BGBl.
Nr. 288/1972, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 620/1977, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 3 Abs. 2 zweiter Satz hat der Ausdruck
„Wohnungsbeihilfen nach dem Bundesgesetz vom
21. September 1951, BGBl. Nr. 229," zu entfallen.

Artikel V

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1984
in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes können bereits von dem sei-
ner Kundmachung folgenden Tag an erlassen wer-
den.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

5 4 4 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1983,
mit dem das Angestelltengesetz, das Gutsange-
stelltengesetz und das Landarbeitsgesetz geän-

dert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über den Dienstvertrag der
Privatangestellten (Angestelltengesetz), BGBl.
Nr. 292/1921, zuletzt geändert durch das Bundes-
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gesetz BGBl. Nr. 107/1979, wird geändert wie
folgt:

§ 23 a Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Weiblichen Angestellten gebührt — sofern
das Dienstverhältnis ununterbrochen fünf Jahre
gedauert hat — die Hälfte der nach § 23 Abs. 1
zustehenden Abfertigung, höchstens jedoch das
Dreifache des monatlichen Entgelts, wenn sie

1. nach der Geburt eines lebenden Kindes inner-
halb der Schutzfrist (§ 5 Abs. 1 Mutterschutz-
gesetz, BGBl. Nr. 221/1979) oder

2. nach der Annahme eines Kindes, welches das
1. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, an
Kindes Statt (§ 15 Abs. 5 Z 1 MSchG) oder
nach Übernahme eines solchen Kindes in
unentgeltliche Pflege (§15 Abs. 5 Z 2
MSchG) innerhalb von acht Wochen

ihren vorzeitigen Austritt aus dem Arbeitsverhältnis
erklären. Bei Inanspruchnahme eines Karenzurlau-
bes (§ 15 MSchG) ist der Austritt spätestens inner-
halb von sechs Monaten nach der Niederkunft, der
Annahme an Kindes Statt oder der Übernahme in
unentgeltliche Pflege zu erklären."

Artikel II

Das Bundesgesetz über den Dienstvertrag der
Angestellten in land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben (Gutsangestelltengesetz), BGBl.
Nr. 538/1923, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 107/1979, wird geändert wie
folgt:

§ 22 a Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Weiblichen Dienstnehmern gebührt —
sofern das Dienstverhältnis ununterbrochen fünf
Jahre gedauert hat — die Hälfte der nach § 22
Abs. 1 zustehenden Abfertigung, höchstens jedoch
das Dreifache des monatlichen Entgelts, wenn sie

1. nach der Geburt eines lebenden Kindes inner-
halb der Schutzfrist (§ 75 b Abs. 1 Landar-
beitsgesetz, BGBl. Nr. 140/1948) oder

2. nach der Annahme eines Kindes, welches das
1. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, an
Kindes Statt (§ 75 h Abs. 5 Z 1 Landarbeitsge-
setz) oder nach Übernahme eines solchen
Kindes in unentgeltliche Pflege (§ 75 h Abs. 5
Z 2 Landarbeitsgesetz) innerhalb von acht
Wochen

ihren vorzeitigen Austritt aus dem Arbeitsverhältnis
erklären. Bei Inanspruchnahme eines Karenzurlau-
bes (§ 75 h Landarbeitsgesetz) ist der Austritt späte-
stens innerhalb von sechs Monaten nach der Nie-
derkunft, der Annahme an Kindes Statt oder der
Übernahme in unentgeltliche Pflege zu erklären."

Artikel III

Änderung des Landarbeitsgesetzes

Die im Landarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 140/1948,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.

Nr. 82/1983, für die Regelung des Arbeitsrechtes
in der Land- und Forstwirtschaft gemäß Art. 12
Abs. 1 Z 6 B-VG aufgestellten Grundsätze werden
wie folgt geändert:

§ 30 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt erhal-
ten, wenn

1. Dienstnehmer bei Erreichung oder nach
Überschreiten der für die (vorzeitige) Alters-
pension erforderlichen Altersgrenze oder

2. weibliche Dienstnehmer spätestens drei
Monate nach der Geburt eines Kindes, nach
der Annahme eines Kindes, welches das
1. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, an
Kindes Statt (§ 75 h Abs. 5 Z 1) oder nach der
Übernahme eines solchen Kindes in unent-
geltliche Pflege (§ 75 h Abs. 5 Z 2), bei Inan-
spruchnahme eines Karenzurlaubes (§ 75 h
Abs. 1) spätestens sechs Wochen nach dessen
Beendigung

das Dienstverhältnis auflösen."

Artikel IV

Inkrafttreten und Vollziehung

(1) Die Art. I und II dieses Bundesgesetzes treten
mit 1. Jänner 1984 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung der Art. I und II dieses
Bundesgesetzes ist der Bundesminister für soziale
Verwaltung betraut.

(3) Art. III dieses Bundesgesetzes tritt gegenüber
den Ländern für die Ausführungsgesetzgebung mit
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(4) Die Ausführungsgesetze der Länder zu den
Grundsätzen des Art. III sind binnen sechs Mona-
ten nach Inkrafttreten des Art. III zu erlassen.

(5) Mit der Wahrung der dem Bund gemäß
Art. 15 Abs. 8 B-VG zustehenden Rechte ist der
Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

5 4 5 . Bundesgesetz vom 21. Oktober 1983,
mit dem das Marktordnungsgesetz 1967 geän-
dert wird (2. Marktordnungsgesetz-Novelle

1983)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften,
wie sie im Art. II des vorliegenden Bundesgesetzes
enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind bis
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zum Ablauf des 30. Juni 1984 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfas-
sungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas anderes
vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten
Angelegenheiten können unmittelbar von Bundes-
behörden versehen werden.

Artikel II

Das Marktordnungsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 36/1968, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 389/1983, wird wie folgt geändert:

1. § 37 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Als Übernahme im Sinne des Abs. 1 gilt:
1. der Erwerb der Verfügungsmacht,
2. die Übernahme zur Be- oder Verarbeitung,

ausgenommen
a) für die Erzeugung von Futterschrot oder

Mischungen im Sinne des § 1 Abs. 2 des
Futtermittelgesetzes bis zum Ausmaß des
Bedarfes im landwirtschaftlichen Unter-
nehmen des Erzeugers, sowie

b) im Rahmen einer Lohnvermahlung oder
Umtauschmüllerei gemäß der Anordnung
Nr. 109 betreffend Brotgetreide nach dem
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952,

3. die Verwendung im eigenen Unternehmen zu
gewerblichen Zwecken oder im Rahmen eines
Nebengewerbes der Land- und Forstwirt-
schaft."

2. Der letzte Satz des § 39 Abs. 2 hat zu lauten:

„Qualitätskontraktweizen ist Qualitätsweizen im
Sinne der im Zeitpunkt der Übernahme geltenden
Verordnung des Bundesministers für Handel,
Gewerbe und Industrie betreffend Preisbestim-
mung nach dem Preisgesetz 1976 sowie Saatgut
zugelassener Qualitätskontraktweizensorten."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni 1983 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut hinsichtlich des Art. I die Bundesregie-
rung und hinsichtlich der übrigen Bestimmungen
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft.

Kirchschläger
Sinowatz
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